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V o r l a g e 
an den Rat der Stadt Helmstedt 
über den Verwaltungsausschuss 

und den Ausschuss für Finanzmanagement 
 
 

Änderung des Gesellschaftsvertrages der Kreis-Wohnungsbaugesellschaft 
Helmstedt mbH 
 

In der 73. ordentlichen Gesellschafterversammlung im August dieses Jahres sollen  
Änderungen hinsichtlich „Compliance“ in der Wohnungswirtschaft und redaktionelle  
Änderungen  aufgrund des neuen Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes  
beschlossen werden. Änderungen des Gesellschaftsvertrages obliegen gem.  § 20 Buch-
stabe k) des Gesellschaftsvertrages der Zuständigkeit der Gesellschafterversammlung.  
 
Compliance wird definiert als die Gesamtheit aller zumutbaren Maßnahmen, die das  
regelkonforme Verhalten eines Unternehmens, seiner Organe und seiner Mitarbeiter im  
Hinblick auf alle gesetzlichen Ge- und Verbote sowie unternehmensinterne Regelungen und 
Anweisungen begründen. Mithilfe der Compliance soll die Einhaltung von gesetzlichen  
Regelungen auf der Unternehmensebene sichergestellt werden. Die entsprechenden  
gesellschaftsrechtlichen Regelungen sind im Handelsgesetzbuch, Genossenschaftsgesetz,  
Aktiengesetz und dem GmbH-Gesetz enthalten. Für die Umsetzung und Überwachung der 
rechtlichen Anforderungen auf Unternehmensebene ist der gesetzliche Vertreter, also die 
Geschäftsführung, verantwortlich. Die Überwachungsaufgabe kommt dabei dem Aufsichtsrat 
zu. 
 
Das Ergebnis der gesellschaftsrechtlichen Anforderungen sind die Festlegungen im  
Gesellschaftsvertrag. Der Vorlage ist eine Gegenüberstellung des alten (linke Spalte) und 
des neuen (rechte Spalte) Gesellschaftsvertrages beigefügt. Die Änderungen, Ergänzungen 
und redaktionellen Berichtigungen sind „gelb“ unterlegt (beim Druckexemplar sind sie unter-
strichen). Demnach gelten strengere Regelungen bzgl. Rechtsgeschäfte mit Organmit-
gliedern, Zusammensetzung der Unternehmensleitung sowie Zusammensetzung des Auf-
sichtsrates. Des Weiteren wurden redaktionelle Änderungen bzgl. des neuen Niedersächsi-
schen Kommunalverfassungsgesetzes (ersetzt u. a. die Niedersächsische Gemeindeord-
nung) vorgenommen.  
 

Beschlussvorschlag: 

Den Änderungen, Ergänzungen und redaktionellen Berichtigungen des Gesellschafts-
vertrages gem. der Anlage werden zugestimmt. 
 
 
 
(Schobert) 
 
Anlage 
 


















































